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Revisionsklägerin°

Der 10 Senat des Bundessozialgerichts hat ohne münd—

liche Verhandlung am 116 Dezember 1968 durch

Bundesrichter Dra H a u g
- Vorsitzender —‚

Bundesrichter Dro S c h u b e r t und
Bundesriehter H e y e r ,Bundessozialrichter R e i undm e r
Bundessozialrichter D e m b o w 5 k i

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beigeladenen werden das Urteil
des Bayerischen Landessozialgerichts vom 260 Septem—
ber 1967 und das Urteil des Sozialgerichts Nürnberg
vom 240 März 1965 aufgehbbeno
Unter Abweisung der Klage im übrigen wird der Bescheid

der Beklagten vom 10 August 1965 dahin geändert, daß
sie verpflichtet ist, bei der Festsetzung der Witwen»

rente für die Klägerin vom 1„ September 1958 an die
Berechnung der Beigeladenen in deren früherem Renten»
bescheid zugrunde zu legen und der Klägerin die Wit—
wenrente in der sich daraus ergebenden Höhe weiter—
zuzahlen° Ü
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Die Beteiligten streiten darüber, welcher Versicherungs—

träga*(Bundesversicherungsanstalt für Angestellte — BfA —
oder Landesversicherungsanstalt — LVA —) für die Zahlung

der der Klägerin zustehenden Witwenrente zuständig und in

welcher Höhe die Rente zu gewähren ist°

Der im August 1958 verstorbene Ehemann der_Klägerin War

üanderversicherter„Die letzten Beiträge waren zur Arbei—

terrentenversicherung (ArV) entrichtet worden„ Von Mai

1950 bis zu seinem Tode bezog er aus der Angestelltenver—

sicherung (AnV) ein Ruhegeld wegen dauernder Berufsunfä—

higkeit, das ihm zuletzt von der beigeladenen BfA gezahlt

wurde° Diese gewährte der Klägerin mit Bescheid vom

18. November 1958 Witwenrente vom 1. September 1958 an

als Vorschußrente nach Art° 2 5 “2 Abs° 1 Satz 2 und Abs„2

Satz 2 des Angestelltenversicherungs—Neuregelungsgesetzes

(AnVNG). Als später bei der Beigeladenen festgestellt wurde‚
daß der letzte Beitrag des Ehemannes der Klägerin vor An«

tragstellung zur Rentenversicherung der Arbeiter entrich—

tet worden war‚ gab sie den Vorgang zuständigkeitshalber

an die beklagte LVA ab. Diese stellte mit Bescheid vom

1. August 1963 die Witwenrente der Klägerin für die Zeit

ab Rentenbeginn (J.° September 1958) nach Art° 6 5 6 Absol
des Fremdrenten— und Auslandsrenten-Neuregelungsgesetzes

(FANG) neu fest; dabei ergab sich eine Rente„ die niedri«

ger war als die bisher von der Beigeladenen gewährte Rente.

Dies beruht darauf, daß bei der im November 1958 nach

Art° 2 @ 42 AnVNG festgesetzten Rente anstelle der für die

ArV maßgebenden Berechnungswerte diejenigen der AnV zugrunde

gelegt worden waren„

Die Klägerin focht den Bescheid der beklagten LVA an. Nach

ihrer Meinung ist ihre bisherige Rente besitzstandsgeschützt
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und die Beigeladene weiterhin der für die Zahlung der

Witwenrente zuständige Versicherungsträger° Das Sozial-

gericht (SG) hob den Bescheid der Beklagten auf und ver-

urteilte die Beigeladene—zur Weitergewährung der bisher

gezahlten Rente° Das Landessozialgericht (LSG) wies die
Berufung der Beigeladenen zurück° Entgegen dem Bundes—

sozialgericht$(ß$6)—Urteil vom31„ Januar 1967 - 4 HJ
439/65 (SozR Nr° 7 zu @ 1511 der Reichsversicherungsord-

nung —RVG —) - könne infolge der Selbständigkeit der
Versicherungsträger der gesetzlichen Rehtenversicherung

auch im Rahmen der Wanderversicherung der Kreis der Betei—

ligten im Sinne des 5 77 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG)

iein anderer sein„als sonst im Rahmen eines einheitlichen

Versicherungsverhältnisses, in dem der Versicherte nur

@ i n e m Versicherungsträger gegenübersteht° Demgemäß sei

der Bescheid der Beigeladenen vom 18° November 1958 allein
für diese und die Klägerin bindend„ Diese Bindungswirkung

sei stärker als die Zuständigkeitsregelung des 5 1311 EVO°

Mit dem Eintritt der Bindung an
den_Beschéid

vom 18° Wovem-
ber 1958 sei - auch wenn die Beigeladene zur Erteilung die—

ses Bescheides nicht zuständig gewesen sei — der Zuständig—

keitsmangel geheilt worden„ Die Klägerin habe daher bis zum
gesetzlich möglichen Widerruf oder Entzug der Leistung einen

Rechtsanspruch allein gegenüber der Beigeladenen (Urteil vom

26„ September 1967)°

Die Beigeladene hat form— und fristgerecht die —vom LSG
zugelassene - Revision eingelegt mit dem Antrag,

vdie vorinstanzlichen Urteile aufzuheben und die

Klage insoweit abzuweisen, als mit ihr die Ver«

urteilung der Beigeladenen zur Weitergewährung

der mit Bescheid vom 18° November 1958 der Kläge-

rin bewilügten Rente über den 31„ August 1963

hinaus begehrt wird°
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Sie rügt die unrichtige Anwendung formellen und mate—

riellen Rechts° Sie hält @ 5“ Abs° 1 Satz 2 SGG für
verletzt‚ weil die Klägerin durch den angefochtenen

Bescheid nur insoweit beschwert sei, als durch ihn der

bisher gezahlte Rentenbetrag herabgesetzt wurde° Ferner»

seien die Vorschriften der 55 90 des Angestelltenversi—

cherungsgesetzes (AVG), 1311 EVO i„V„m° @77 SGG ver—
letzt„ Zwar sei der Bescheid der Beigeladenen vom
180 November 1958 bindend geworden° Die Klägerin habe

daher einen —unter dem Vorbehalt einer Neufeststellung

nach 5 204 AVG i„V„m° @ 17ÄA RVG, @ 138 SGG stehenden —

_
Anspruch auf Fortbezug der durch diesen Bescheid fest—

gesetzten Rente erlangt° Das LSG verkenne aber die Trage

weite der Bindungswirkung des 5 77 SGG‚ wenn es meine„

durch diesen Bescheid sei auch bindend die Zuständigkeit

der Beigeladenen anerkannt° Bei Abwägung der Interessen

aller Beteiligten müsse der Einhaltung der Zuständig—

‘keitsnormen der Vorrang zukommeno Der zuständige Versi—

cherungsträger müsse — wie das BSG in dem vom LSG zitier—

ten Urteil zutreffend entschieden habe — auch für eine

fehlerhafte Rentenberechnung eines anderen Versicherungs—

trägers dem Berechtigten gegenüber einstehen°

Die Klägerin und die Beklagte haben die Zurückweisung der

Revision beantragt° Sie halten die Auffassung des Beru-

fungsgerichts für zutreffend° Nach Meinung der Beklagten

findet die Anwendbarkeit des @ 1311 RVG ihre zeitliche

Grenze mit dem Erlaß des Verwaltungsakts; von da an sei

die Bindungswirkung des erlassenen Verwaltungsakts stärkero

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung einverstanden erklärt (@ 12% Abs„ 2

SGG)°
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Die Revision ist zulässig und auch begründet„ Der Senat

kann sich der Rechtsauffassung der Vorinstanzen nicht an—
schließen; er ist vielmehr der Ansicht, daß nicht die Bei—

geladene, sondern die Beklagte zur Zahlung der Witwenrente

an die Klägerin verpflichtet ist, und zwar in Höhe der von

der Beigeladenen vorgenommenen Berechnung°

Gegenstand der Klage (@ 95 SGG) ist der Bescheid vom 1„ August
1965, mit dem die Beklagte (LVA) für die Klägerin auf deren
Antrag vom 20„ August l958 die Witwenrente aus der Versiche—

rung des verstorbenen Ehemannes vom 10 September 1958 an

festgesetzt hat° Zugleich ist aber über den Antrag der Klä—

gerin zu entscheiden, die Beigeladene zur Weiterzahlung der

von ihr mit Bescheid Vom 18, November 1958 bewilligten Wit-

wenrente zu verurteilen„ Da die Klägerin durch den Bescheid

der beklagten LVA insoweit beschwert ist, als diese den bis—

her von der Beigeladenen gezahlten_■entenbetrag herabgesetzt

hat, ist die Klage entgegen der Meinung der Revision Züläu“'

sig (@ 54'Ab5° 1 Satz 2 SSG)°

In dem Bescheid der Beklagten wie auch in den vorinstanz-

lichen Urteilen ist zutreffend ausgeführt, daß die Beklagte

für die Feststellung und Zahlung der Witwenrente nach

5 1511 Abs° 1 BVG zuständig war, weil der Versicherte zu—
letzt Beiträge zur Rentenversicherung der Arbeiter gelei—

stet hatte, Entgegen der Meinung des Berufungsgerichts hat

sich an dieser Zuständigkeit auch dadurch nichts geändert,

daß die beigeladene BfA - ohne dafür zuständig und verpflich—

tet gewesen zu sein — schon vorher, nämlich durch Bescheid

vom 18° November 1958, aus Anlaß des gleichen Versicherungs—

falles_eine Witwenrente festgesetzt hatte„ '

Das LSG geht zwar zutreffend davon aus, daß der Bescheid der

Beigeladenen nicht nichtig war (vgl° BSG 9, 171, l78 sowie

8028 Nr° ? zu © 1511 EVO)„ Zu Recht nimmt es auch an, daß

sich die Bindungswirkung dieses Bescheides allein auf die
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Beigeladene und die Klägerin erstreckt (@ 77 SGG sowie

Müller in "Die Sozialgerichtsbarkeit" 1968, 389)„ Zu
Unrecht meint es aber„ wegen dieser Bindungswirkung

werde im vorliegenden Falle die an sich gegebene Zustän—

digkeit der Beklagten beseitigt‚ es komme also der Bin-

dungswirkungdieses Bescheideseine die Zuständigkeits—
regelung des 5 1311 Abs° 1 EVO verdrängende stärkere

Rechtswirkung zu° Das LSG beruft sich insoweit zu Un—

recht auf das BSG7Urteil in Bd„ 9, 171, 178; denn dort
wird lediglich im Zusammenhang mit den Erwägungen, die

den vorliegenden Verwaltungsakt als nicht nichtig er—

scheinen lassen‚ von einer Heilung des Zuständigkeits-

' mangels gesprochen° Wenn das LSG die Bindungswirkung

des Bescheides der Beigeladenen für rechtlich bedeut—

samer ansicht als die Zuständigkeitsregelung des 5 1311

BVGund allein danach die Verpflichtung zur Zahlung der
Witwcnrente beurteilt, so trägt es dabei nicht genügend

der Tatsache Rechnung, daß die Beklagte entsprechend

dieser Zuständigkeitsregelung die Verpflichtung zur Zah-

lung der Witwenrente in einem (neuen) Bescheid übernom—

men hat und daß die Rechtmäßigkeit dieses Bescheides

nicht schon deshalb verneint werden kann‚ weil zuvor

die unzuständige Beigeladene die Leistung festgesetzt

hatteo Die Bindungswirkung des früheren Bescheides der

VBcigeladenen hat zwar deren Leistungspflicht begründet‚

solange sie gezahlt hat° Dadurch ist aber an der Lei—

stungspflicht des an sich zuständigen Versicherungsträ-

gers,
nämlich

der Beklagten, nichüsgeändert worden„ Der

erkennende Senat teilt die Rechtsauffassung des da Senats„

der in seinem Urteil vom 31° Januar 1967 (SozR Nr„ 7 ZU
@ 1311 RVG) ausgeführt hat, die Zuständigkeitsregelung

des @ 1311 Abs„ 1 EVO könne durch das Verwaltungshandeln

eines Versicherungsträgers nicht außer Kraft gesetzt wer«

den“ Das bedeutet, daß die gesetzliche Zuständigkeit weder

durch Vereinbarung der Versicherungsträger untereinander

...?—
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noch durch einseitiges Handeln eines nicht zuständigen

Versicherungsträgers beeinflußt werden kann; Die - bis-

her nicht wahrgenommene - Befugnis zu einer abweichen—

den Regelung, die der Bundesminister für Arbeit in

5 1311 Abs° } RVO erhalten hat; steht dem nicht entgegen°
Etwas anderes ergibt sich auch nicht aus der Entscheidung

des früheren Reichsversicherungsamts (BVA) Nr° 1683 (AN

1913 SO ÄO6), auf die sich das SG berufen hat° Denn dort
ist nur gesagt, das Anerkenntnis einer Versicherungsan—

stalt über die Rechtsgültigkeit der Markenverwendung nach

@ 14&5 Abs° 2 Satz 2 BVG aF (Jetzt % 1M23 Abs„ 3 Satz 2
EVO) binde auch alle übrigen Versicherungsanstalten‚ wel-
che in die Lage kommen, zu einem Rentenanspruch Stellung

zu nehmen„ Im vorliegenden Rechtsstreit handelt es sich

indessen nicht um ein Anerkenntnis solcher Art, sondern

um die irrtümliche Annahme der Beigeladenen‚ daß sie zum
Verwaltungshandeln berufen sei° Dieser Irrtum hat aber

die gesetzliche Verpflichtung der Beklagten zur Renten-

zahlung nicht beseitigt„ Der für eine Rentenzahlung gesetz—

lich zuständige Versicherungsträger wird dadurch, daß ein

unzuständiger Versicherungsträger eine Rente bewilligt hat‚

von seiner Verpflichtung nicht frei° Die Beklagte hat da—
her mit Recht im Bescheid vom 10 August 1963 die Witwen-

rente der Klägerin festgesetzt°

Mit diesem Bescheid hat sie zu erkennen gegeben, daß sie

ihre Verpflichtung zur Zahlung der Rente erfüllen will°

Ihr jetziges Vorbringen steht damit nicht im Einklang„ Da

sie den Vorgang von der Beigeladenen übernommen hat, ohne

Einwendungen zu erheben — wobei dahinsteheh kann, ob sie

solche hätte geltend machen können —‚ kann sie nunmehr die

Höhe der Leistung nicht mehr zum Nachteil der Klägerin

ändern; diese hat bereits durch den bindend gewordenen

Bescheid der Beigeladenen in der darin genannten Höhe

einen Rentenanspruch erworben° Nach einem allgemeinen

Rechtsgrundsatz, wie er in zahlreichen Vorschriften der

Rentenversicherungsgesetze enthalten ist (LB° Art„ 2

_8—
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5 36 Abs„ 1, 5 58 Abso } AhVNG)‚ muß ihr dieser Besitz?

stand erhalten bleiben (Vertrauensschutz)° Anders wäre

es allenfalls dann, wenn die Beigeladene ihren Bescheid
_

vom 18„ November 1958 auch zuungunsten der Klägerin hätte
ändern dürfeno Diese Möglichkeit scheidet aber aus„ weil

die höhere Leistung gerade durch die unzuständigerweise

erfolgte Rentenfestsetzung der Beigeladenen bedingt war‚

also allein in den Verantwortungsbereich des versiche—

rungsträgers fällt° Der erkennende Senat folgt im Ergeb—

nis der Rechtsprechung des 4„ Senats‚ der für einen

eleichliegcnden Sachverhalt entschieden hat (vglo aaO)‚

die Übernahme der Leistung durch den zuständigen Versi—

cherungsträger habe bei fehlerhafter Berechnung der

Rente durch den anderen — unzuständigen — Versicherungs—

träger zur Folge, daß der zuständige Versicherungsträger

auch für die fehlerhafte Rentenberechnung eines anderen

_
Versicherungsträgers dem Berechtigten gegenüber einzuste—

hen hat° Ob sich dieses Ergebnis - wie der 4„ Senat des

BSG in dem erwähnten Urteil angenommen hat — schon aus

dem Gedanken einer "Funktionseinheit" der Versicherungs—
träger herleiten läßt (ähnliche Erwägungen finden sich

auch im Urteil des 12° Senats vom l° November 1968 -
12 HJ 342/66)‚ kann dahinstehen; es rechtfertigt sich
Jedenfalls aus der Tatsache die Übernahme der Leistungs—

pflicht unter den gegebenen Umständen° Diese Übernahme

darf sich nicht zum Nachteil der in ihrem Vertrauen auf

Bestand und Höhe der Rente geschützten Berechtigten HUS*

' wirken° Die Beklagte hat daher bei der Festsetzung der

Witwenrente der Klägerin die von der Beigeladenen ange—

wandte Berechnungsweise zugrunde zu legen°

Das Ergebnis, nämlich die Weiterzahlung der Rente in der

bisherigen Höhe, wäre im übrigen das gleiche, wenn die

Beklagte im Rahmen der nach Art° 6 5 6 Abs° l und & a

FANG erfolgten Neufeststellung der Rente auch die der

Wahrung des Besitzstandes dienende Vorschrift in $ 7

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


dieses Artikels beachtet hätte; diese‚Vorschrift wäre —
min;

'destens sinngemäß — anzuwenden gewesen, weil jedenfalls die

Art der Berechnung der von der Beigeladenen festgesetzten

Leistung nicht unrichtig war (vgl„ Urteil des 4° Senats vom
3„ Februar 1966 —SozR Nr" 1 zu Art° 6 5 ? FANG)°

Mit der Verurteilung der Beklagten zur Zahlung der Rente an
die Klägerin, entfällt die bisherige Zahlungsverpflichtung

der Beigeladenen° Demgemäß kann dem Antrag der Klägerin auf

Weiterzahlung der Rente durch die Beigeladene nicht entspro—

chen werden° Vielmehr müssen die auf einer abweichenden

Rechtsauffassung beruhenden vorinstanzlichen Urteile auf—

gehoben und unter Abweisung der Klage im übrigen der ange—
fochtene Bescheid der Beklagten dahin geändert werden, daß

sie verpflichtet ist, der Klägerin die Witwenrente in Höhe

der seinerzeit von der Beigeladenen vorgenommenen Berech—

nung weiterzuzahlen°

Die Kostenentscheidung ergeht nach S 193 SGG"
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